MUSTERVORLAGE VERFÜGUNG
(Stand 11. August 2016)
Gemeinde xxxxx
VERFÜGUNG 
zur Beseitigung und Entsorgung des Fahrzeugs
von Hrn./Fr. xxxxx, abgestellt auf/am/bei xxxxx
Eingesehen:

die Aufforderung vom xxxxx;
den Bericht der Gemeindepolizei vom xxxxx;
die Bildaufnahmen vom xxxxx;

das Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) vom 7. Oktober 1983;

das kantonale Umweltschutzgesetz (kUSG) vom 18. November 2010;
das Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) vom 24. Januar 1991;
das kantonale Gewässerschutzgesetz (kGSchG) vom 16. Mai 2013;
das Reglement xxxxx
 ;
das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG) vom 6. Oktober 1976;
den Artikel 23 des Gesetzes betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden (GTar) vom 11. Februar 2009.
Erwägungen:

1. Gemäss Sachverhaltsaufnahme vom xxxxx hat Hr./Fr. ... sein/ihr Fahrzeug der Marke xxxxx ohne Kontrollschilder / mit Zulassungsnummer xxxxx auf/beim/am xxxxx, Gemeinde xxxxx, somit an unerlaubter Stelle, abgestellt und zurückgelassen. Damit liegt ein Verstoss gegen geltende gesetzliche Vorschriften vor, namentlich gegen Bestimmungen des Umweltschutzes / Gewässerschutzes / Gemeindereglements xxxxx.

2. Durch das Abstellen des Fahrzeugs auf unbefestigtem Boden hat Hr./Fr. xxxxx die Gefahr einer Gewässerverschmutzung herbeigeführt (Artikel 6 ff. kGSchG). // Das Fahrzeug ist als Abfall einzustufen, da es sich um eine bewegliche Sache handelt, derer sich der/die Inhaber/in entledigen will (Artikel 7 Absatz 6 USG). Somit ist es gemäss den Vorschriften über kontrollpflichte Abfälle zu verwerten und zu entsorgen (Art. 30 USG). // Das Fahrzeug ist als Abfall einzustufen, dessen Beseitigung im öffentlichen Interesse an der Unversehrtheit der Umwelt geboten ist (Art. 7 Abs. 6 USG). Somit ist es gemäss den Vorschriften über kontrollpflichte Abfälle zu verwerten und zu entsorgen (Art. 30 USG). // Das Abstellen des Fahrzeugs verstösst gegen Art. xxxxx des Gemeindereglements xxxxx

3. Hr./Fr. xxxxx ist der schriftlichen Aufforderung der/des xxxxx (zuständige Behörde) vom xxxxx, in welcher er/sie angewiesen wurde, das Fahrzeug innert 10 Tagen zu beseitigen, nicht nachgekommen.
4. Aus den genannten Gründen ist die Beseitigung des Fahrzeugs und dessen Entsorgung gemäss den anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen gerechtfertigt.
5. Die Kosten dieser Verfügung gehen, gestützt auf die Artikel 88 ff. VVRG und Artikel 23 Absatz 1 Bst. a GTar, zulasten von Hrn./Fr. xxxxx. 
VERFÜGUNG: 
1. 
Es wird verfügt, dass Hr./Fr. xxxxx sein/ihr bei/am xxxxx abgestelltes Fahrzeug zu beseitigen und zu entsorgen (bzw. unter Anwendung des Verhältnismässigkeitsprinzips: zu reparieren // auf eine gesicherte Fläche zu verschieben) hat. xxxxx.

2.
Wird dieser Verfügung nicht innert 10 Tagen ab ihrem Inkrafttreten Folge geleistet, so schreitet die Gemeinde, nach einer letztmaligen Aufforderung, zur Beseitigung und Entsorgung des Fahrzeugs auf Kosten des/der Inhabers/Inhaberin.
3. 
Die folgenden Kosten werden Hr./Fr. … auferlegt:

Gebühr     
Fr. xxxxx.-

Gesundheitsstempel  
Fr.     7.-

Portokosten
Fr.     6.-

Total           
Fr xxxxx.-
4. 
Vorbehalten bleibt eine Strafanzeige bei der kantonalen Behörde, die für Zuwiderhandlung gegen das Gewässerschutz- und das Umweltschutzgesetz zuständig ist. 
xxxxx, den xxxxx
Der Präsident:                               Der Gemeindeschreiber:
xxxxx

xxxxx
Rechtsmittelbelehrung
Gegen die vorliegende Verfügung kann innert 30 Tagen nach ihrer Eröffnung Beschwerde beim Staatsrat eingereicht werden.
 Die Beschwerdeschrift ist in so vielen Doppeln einzureichen als Interessierte bestehen. Sie hat eine knappe Darstellung des Sachverhalts, die Begehren, eine Begründung unter Angabe der Beweismittel sowie die Unterschrift des Beschwerdeführers oder seines Beauftragten zu enthalten. Der Beschwerde sind ein Exemplar des angefochtenen Entscheids und die als Beweismittel angegebenen Dokumente beizulegen, sofern sie im Besitz des Beschwerdeführers sind (Artikel 41 ff. VVRG).
Eröffnet per Einschreiben vom 
an Hrn./Fr. xxxxx.
Kopie an:
- Gemeindepolizei oder andere involvierte Gemeindebehörde
�nur jeweils einschlägige Rechtsgrundlage benennen


�(nur jeweils einschlägige Rechtsgrundlage benennen)


�(nur jeweils einschlägige Rechtsgrundlage benennen)


�+ weitere Anweisungen der Gemeinde


� sofern das Gemeindereglement kein Einspracheverfahren vorsieht.
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